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Betrifft: Gesichtserkennung und -identifikation in öffentlich zugänglichen Räumen

1. Vertritt die Kommission im Zusammenhang mit der Ausarbeitung des Weißbuchs zum Thema: 
„Künstliche Intelligenz und eine Strategie für Europa – gerüstet für das digitale Zeitalter“ die 
Auffassung, dass der Einsatz von Systemen zur Gesichtserkennung und/oder 
Gesichtsidentifikation in öffentlich zugänglichen Räumen durch die Mitgliedstaaten unvereinbar 
ist mit Artikel 9 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g der Datenschutzgrundverordnung – 
da dies nicht die Erfordernis der Notwendigkeit „aus Gründen eines erheblichen öffentlichen 
Interesses“ erfüllt – sowie mit Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 10 der Richtlinie über die 
Strafverfolgung?

2. Stellt die Kommission fest, dass die Verletzung der Grundrechte dadurch bedroht ist, dass die 
Mitgliedstaaten Systeme zur Gesichtserkennung und/oder Gesichtsidentifikation in öffentlich 
zugänglichen Räumen einführen?

3. Wenn ja, erwägt die Kommission als Hüterin der Verträge, solche Praktiken zu verbieten 
und/oder Vertragsverletzungsverfahren gegen die Mitgliedstaaten einzuleiten?
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